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Frau Bunke 
Herr Dr. Röber 

Betreff: Beiratssitzung des Bündnisses für Demokratie und Toleranz (BfDT) vom· 
27. November 2017 

hier: Auswahl der Preisträger im BfDT- Wettbewerb .Aktiv für Demokratie und Tole­
ranz• 

Bezug: Schreiben des Herrn PSt Dr. Krings an Herrn PSt Lange vom 18. Dezember 2017 

Anlg.: -6-

ü b e r Herrn AL II 

das Kabinettreferat 

Frau Staatssekretärin 

Herrn Parlamentarischen Staatssekretär Lange 

mit der Bitte um Kenntnisnahme zu I. und Zeichnung zu II. vor­

gelegt. 

Herr Minister hat Abdruck erhalten. 

Das Referat Presse hat elektronisch Abdruck erhalten. 



I. Vermerk: 

1. Anlass der Vorlage 
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Herr PSt Lange bittet um Vorlage eines Antwortentwurf auf das Schreiben von Herrn PSt 

Krings (BMI) vom 18. Dezember 2017 (Anlage 1 ). 

2. Hintergru1;1d 

Der Beirat des BfDT wählte in seiner Sitzung vom 27. November 2017 die Preisträger des 

Wettbewerbes ,.Aktiv für Demokratie und Toleranz" aus. Der Beirat beschloss- im Ergebnis 

- u. a. auch "Offenes Neukölln" (Nummer 272 der Preisträger-Vorschlagsliste der BfDT­

Geschäftsstelle; Anlage 2), einen Zusammenschluss verschiedener Organisationen, Initiati­

ven, Gewerkschaften, Parteien, Religionsgemeinschaften, und das .Edelweißpiratenfestival" 

(Nummer 41 der Preisträger-Vorschlagsliste der BfDT-Geschäftsstelle; Anlage 3) auszu­

zeichnen . •  Offenes Neukölln" soll nach den Beschlüssen des Beirats mit 3.000 Euro, das 

.Edelweißpiratenfestival" mit 2.000 Euro ausgezeichnet werden. 

BMI wies im Rahmen der Beschlussfassung darauf hin, dass im Zusammenschluss ,.Offenes 

Neukölln" C!UCh die Mitgliedschaft der "lnterventionistischen Linken" zu verzeichnen sei. Hin­

si«?htlich des ,.Edelweißpiratenfestivals" bekenne sich dessen Kooperationspartner "!Furiosi� 

zur .lnterventionistischen Linken". Wegen öffentlich verwertbaren Sicherheitserkenntnissen 

zur .. lnterventionistischen Linken", die Erwähnung im Verfassungsschutzbericht finden (Ver­

fassungsschutzbericht 2016, S. 129; Anlage 4), sprach sich BMI in der Sitzung gegen die 

Auszeichnung von .Offenes Neukölln" und .. Edelweißpiratenfestival" aus. ln der Abstimmung 

folgte BMJV der Argumentation von BMI und stimmte - wie auch········--
und f( 1i1 ( J gegen die Vorschläge. Gleichwohl fand sich im Beirat eine große 

Mehrheit für die Auszeichnung. 

Im Zuge der insgesamt kontrovers geführten Diskussion (siehe zusammenfassend E-Mail 

des Referats II A 7 an Herrn PRPSt vom 27. November 2017; Anlage 5) kündigte BMI eine 

Prüfung der Zulässigkeit der Zuwendung an diese beiden Preisträger an. 

ln dem Schreiben von Herrn PSt Dr. Krings an Herm PSt lange teilt BMI nun das Ergebnis 

dieser PrOfung mit. BMI weist auf den mit Rundschreiben vom 6. Februar 2017 (Anlage 6) 

an die Ressorts übersandten "Haber-Diweii-Erlass" hin. Eine Preisverleihung an die beiden 

Initiativen würde dem "Haber-Diweii-Erlass" widersprechen. Die finanzielle Förderung extre­

mistischer Gruppierungen werde durch den Erlass zwar nicht per se untersagt. Die Ent­

scheidung verbleibe vielmehr in der Kompetenz des jeweiligen Ressorts. Der Erlass sehe 
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jedoch eindeutig vor, eine missbräLtchliche Inanspruchnahme staatlicher Leistungen von 

Organisationen mit rechts-, links-, ausländerextremistischen oder islamistischem Hintergrund 

zu verhindern. 

BMI beabsichtigt nunmehr, 

- den .Beirat über das Ergebnis der Prüfung der ,Rechtsgrundlagen' für die Verleihung der 

Preise zu informieren (Übermittlung des "Haber-Diweii-Erlasses"), 

-.der BfDT -Geschäftsstelle auf dieser Grundlage die Auszahlungen an die Initiativen .Offe­

nes .NeuköllnK und "Edelweißpiratenfestival" zu untersagen und 

- die Grundsätze. des .Haber-Diweii-Erlasses" in die zu überarbeitende BfDT­

Geschäftsordnung einzupflegen. 

Herr PSt Lange wird mit Bezugsschreiben um Zustimmung zu dieser Vergehensweise gebe­

ten. 

3. Bewertung 

Es ist ein gemeinsames Anliegen von BMI und BMJV zu verhindern, dass staatliche Förde­
rung und Anerkennung extremistischen Gruppierungen zukommt. Dabei darf auch nicht der 

Anschein entstehen, dass bezüglich linksextremistischer Gruppierungen weniger genau hin­

geschaut wird als etwa bezuglieh rechtsextremistischer .. Vor diesem Hintergrund ist das von 

BMI vorgeschlagene Vorgehen konsequent. 

Vorsorglich wird jedoch auf Folgendes hingewiesen: 

ln der Beiratssitzung am 27. November 2017 sorgte bei einigen Beiratsmitgliedern die ange-

kündigte Prüfung des·Beschlusses durch BMI für spür�aren Unmut.•••••••�or-

mulierte - sinngemäß .,.. die grundsätzliche Frage, ob denn die Rolle des Beirats auf die ei­

nes Ratgebers beschränkt sei, die Gründungsressorts mithin unabhängig von den gefassten 

Beschlüssen des Beirats entscheiden könnten. Das von BMI gewählte Vorgehen dürfte bei 

den Beiratsmitgliedern als eine Beschränkung ihrer Rolle verstanden werden. § 1 Absatz 1 
der Geschäftsordnung des Beirates besagt, dass der Beirat die inhaltlichen Schwerpunkte 

steuert. Man könnte _seitens des Beirats argumentieren, der Wortlaut .steuern· spräche für 

eine weitest gehende Verbindlichkeit der Beiratsbeschlüsse auch für die Gründungsressorts. 
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Im Übrigen steht zu befürchten, dass eine ausdrückliche Berufung auf den .Haber-Diweii­

Erlass" bei den Beiratsmitgliedern für Befremden sorgt. Der Erlass regelt lediglich ein verwal­

tungsinternes Verfahren und ist für die Beiratsmitglieder nicht bindend. Sie dürften den Er­

lass im Zweifel nicht kennen. Daher dürfte die Frage nicht ganz unberechtigt sein, ob nicht 

vor einer Berufung auf den .Haber-Diweii-Erlasses" zuerst dessen Grundsätze in die BfDT­

Geschäftsordnung eingepflegt werden müssten. 

Außerdem sind die vom Beirat ausgewählten. Preisträger selbst keine originären Beobach­

tungsobjekte des Bundesverfassungsschutzes. Die Vorwürfe beziehen sich zum einen da­

rauf, dass die "lnterventionistische Linke" eine der vielen Mitglieder des für den Preis ausge­

wählten Zusammenschlusses ist (.Offenes Neukölln") und zum ·anderen sogar nur darauf, 

dass sich einer der Kooperationspartner des ausgewähltEm ·Preisträgers zur .lnter:ventionisti­

schen Linken" bekennt (.Edelweißpiratenfestival"). Weitere Kooperationspartner bzw. Mit­

glieder sind namhaft und über jeden Verdacht extremistischer Positionen erhaben. So zählen 

bspw. zu den Mitgliedern von .Offenes Neukölln" auch SPD, Grüne, Jusos, Verdi und die 

Katholische Kirche im Dekanat Neukölln. Die Arbeit der Preisträger ist ohne Zweifel aus­

zeichnungswürdig. Die von BMI vorgeschlagene Vergehensweise könnte bei den beteiligten 

Organisationen Verärgerung hervorrufen und ggf. auch als Herabwürdigung ihres Engage­

ments für eine plurale demokratische und antirassistische Gesellschaft verstanden werden; 

ein Engagement, das auch die Schaffung breiter Bündnisse einschließt. 

Herr PSt Lange hat bereits mitgeteilt, dass er mit der von BMI mitgeteilten Verfahrensweise 

einverstanden ist. Es wird daher nachfolgendes Antwortschreiben vorgeschlagen: 

II. Schreiben - Kopfbogen PSt -: 
Herrn 
Dr. Günter Krings, MdB 
Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister des lnnern 
Alt-Moabit 140 
10557 Berlin 

Sehr geehrter Herr Kollege, 

für Ihr Schreiben vom 18. Dezember 2017, das die Auswahl der diesjährigen Preisträger im 

Aktiv-Wettbewerb des Bündnisses für Demokratie und TQieranz betrifft, bedanke ich mich. 
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Es ist das gemeinsame Anliegen des Bundesministeriums des lnnem und des Bundesminis­

teriums der Justiz und. für Verbraucherschutz zu verhindern, dass staatliche Förderung und 

Anerkennung extremistischen Gruppierungen zukommt. Dabei darf auch nicht der Anschein 

entstehen, dass bei linksextremistischen Initiativen weniger genau hingeschaut wird als bei 

anderen extremistischen Gruppierungen. Ich begrüße daher ein insoweit konsequentes Vor­

gehen. 

Vor diesem Hintergrund bin ich mit der von Ihnen vorgeschlagenen Vergehensweise einver­

standen. 

Mit freundlichen Grüßen 

z.U. 

111. Wv. über Herrn AL II 

Herrn UALIIA 

in Referat 11 A 7. 
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Daa .Offene Neulc6Jin• sowie .Edelwelßpiratenfeatlvai" �n ln 
der Preiaka•ne 2öOO € autq.��iohnet �n (Kategorien Val1 
1000. 5000€). Gerne& Obieher Pr.xl. bel BfDT� 
lt8llte 8MI h Ftahmen ct"r.s-..np � �rti)Jft �­
heita-Erkenl11nieae zu P�eiatrlgem dar und,.,.ct\ sl� �nd 
der�rnlfrfunldion dar IL �n tnlitanten Grypp1erunge.n 
und n�ct�taewaltOrientlerten � · bezleh.ihgewelte 
niQhtextremlatlsohen Gruppen W1d lnllfativen ,owle taktisch ge. 
prtgter EinstelJung zur Gewalt (Verfasaungaachutzberjcl 2016, s. 
129) gegen eine AuszelchnLilg dieser lnillatlven aus. : 

· 

Nach kurzer Au .. rache und Abstfmmq s� eich 4er B4lfrat 
zunlchSt mehthaltllch dafür aus. dle InitiatiVe .Edelweiß� 
felliVal• ausZiaichnen und die � .Otrenes NeukÖiln• nicht 
auszuzeichnen. 

lnfolge ..... Protaeles von MdB Martlna Renner (UNIU:) tr1lt 
Blick aUf die Ablehnung der Initiative .Oienea NeulcOIIn� wurde 
... ... Reit1ende8e,et,.,,�d .. l��.,,��.� 
..., Pralalcategorte.3000 • �. Nactt erneuter AU. 
•prac:tMu•n<� Abatlmrnq aprach lieh.- Seirat - tnr�neatz 
zur VOitWigen Abetimmung Ober «r• Prailkategorltl2ooo f • n\jn-· 

mehr fOr eine Auszeichnung der Initiative .ortenes NeukOJJn• aus. 
SMI dmmte el)enao Wie BMJV. lntS. �8 W8ndt (COOICSLJ) Und 
MdBt.1aler (AfD) gegen die�· Nach anschneßender 
kontroveraer Dftkueeion wurdll I;JMI gebeten, .die .�echtagrundla­
gen• wn ·BtDT.Preiege�nuavan zu pf'Ofen. 

�ml!rJebnla dleaer�.wu"''�lt.d ... eii18.P�­
.._un(lan die baideR genann18n Initiativen d8m a�ctuea,.n ..H_,.� 
Diw8ß..Ertasa.Mterspreohen Worde. · · 
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FOI'· Ihre Ztletiri1r1n:lng'zu der vorgeschlagenen VOI'gehenaweise 
wiN!chetahlebar. 
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Mit freundlichen GrOBen 

��-(� 



Nr.: 212 Projektname: Offenes. Neukölln -
Festival fOr ein offenes und 
solidarisches Neuk61fn 

Ort: Berlin Bundesland: Berlin 

Besgh!Jibuna und smrtuaa dfs ProJekts: 
Das Projekt ,.Offenes Neuk611n - Festival fOr ein offenes und sol.ldarisches Neu­
kölln• des BOndnieses NeukOIIn ist ein dreitägiges, dezentrales OemokraUe- und Nacfl.. 
barschaftsfestwal. Es wurde im Juli 2017 von einer ArbeitsgrupPe des BQndnisses 
NeukOifn erstmals durchgeführt. Anlass für das Projekt waren AnschlAge aus ·dem 
rech1sextremen Milieu auf zivilgesellschaftlich aktive NeukOIJner/-innen. Durch ein Fes­
tival im BezJrk sollte das Zusammenleben Im Kiez mitgestaltet werden, die starke Zi­
vilgeseltschaft NeuköHns in ihrer Vielfalt sichtbar gemacht und Raum fOr gemetnsan'ie 
Erlebnisse und fOr Debatten geschaffen werden. Das Projekt konnte ca. 80 Initiativen, 
Vereine und Einrichtungen fOr das Festival gewinnen und bot 100 Veranstaltungen.in 
ganz Neukölln an. Unter den Aktionen gab es nachbarschaftliehe Angebote mr Kinder, 
Familien und Senioren, wie ein Spiele-Cafe, Begegnungsfeste, Gemeinschaftsgärt­
nern und zahlreiche inhaltliche Veranstaltungen, wo u.a. Ober die 'Anschlagsserie im 
Kiez, Antisemitismus, Rassismus, Nationallsmus und Rechtspopulismus Informiert 
wurde. 

Erfolg I Weitere lnfotmdon•ni . · SelbstdarSteilung des Bündnisses: "Das Bündnis Neukölln Ist ein Oberparteillcher, 
.überkonfessioneller und multikultureller Zusammenschluss von Organisationen, 
Gewerkschaften und Geschäftsleuten, privaten und staaUichen Einrichtungen sowie 
Einzelpersonen im oder für den Bezirk Neukölln. Das Bündnis möchte explizit 
Personen und Gruppen des gesamten demokratischen Spektrums ansprech•n. • 

KooPJ!rationspartner I Ftrd!nma I Bisherige Preise. auch außerhalb dg· BfDT; 
Das Projekt wurde gefördert. von der BOrgerstiftung Neukölln, dem Paritätischen 
Wohlfahrtsverband und demASta der Technischen Universität Berlin. 

Auffllliqkaiten/Besonderhelten: 
Bündnismitglieder sind u.a. die Interventionistische Unke und der Antifaschistische 
Aktionskreis·Neukölln, aber auch SPD, Grüne, Jusos, Verdi, �ie Katholische Kirche im 
Dekanat NeukOIIn. 

Pf!isgetd: 
€2000 



Nr.: 041 Projektname: Edelweißpiratenfestival 

Ort: DOueldorf Bundesland: Nordrhei�Wesftlen 

BftcJ!relbuna unc;l Bewertuna dp Pro(eklf: 
Das Edelweißpiratenfestival des 2akk e. V. DUsseldorf steht seit 2006 jahrlieh fUr Tole­
ranz· und Vielfalt. Es fand als Hommage an die Edelweißpiraten statt. Das Highlight 
des Festivals war ein Konzerttag, um den herum Ober mehrere V'iochen verschiedene 
Workshops und Aktionen stattfanden. Neben einem bunten Musikprogramm bot es 
eine BuchveröffentJichÜng mit der Mahn- und Gedenkstätte [)Qsseldorf an· \Nider­
standsklmpfer/-innen zum Thema .Unangepasste Jugendbewegung•, ein "Training 
gegen Rassismus & Diskriminierung", einen Streetart-Workshop, eine politische Le­
sung und vieles mehr an. Organisiert wurde das Festival von einer Gruppe von Ju­
gendlichen (U25), mit UnterstOtzunQ des soziokulturellen Zentrums zakk. 

Er(oJa I Wettere Informationen: 
Das Edelweißpiratenfestival fand am 02.09.2017 bereits zurri elften Mal statt. Ziel ist 
es, �as politische Bewusstsein der jungen Generation zu starken. Oie Werte einer 
offenen, �mokratischen Gesellschaft sollen vermittelt und betont werden. 

KooR!ratlontPirtoer' I FOrderung /Bishedaa Preise. auch außerhalb des BfDT: 
UnterstUtzt wurde das Projekt durch das land NRW. · dem Landschaftsverband 
Rheinland uild der Landesarbeitsgemeinschaft Soziokuttureller. Zentren NRW. ' Kooperationspartner .waren u.a. Attac DOsseldorf, Vereinigung der VerfQigten · des 
Naziregimes - Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten (WN-BdA) OOsseldorf, 
Mahn- und GedenkstAlte OOsseldorf, Jusos OOssetcrorf, IFur�i. Zakk e. V. wurde 2014 
fürdas Projekt "SehreibwerkstatfGemeinsame Geschichte(n)" mit demAktiv-Preis des 
BfDT in Höhe von 2.000,- € ausgezeichnet. 

Auffllligkelten/Besonderhelten: 
Veranstalter ist zakk e.V. mit Unterstatzung des Landes.NRW, dem LVR und der LAG 
Soziokuhur NRW. Kooperationspartner sind u.a: Attac oosseldorl, WN BdA 
DOsseldorf, Mahn- und Gedenkstätte DOsseJdorf, Jusos OOsseldorf, IFuriosi u. v. a. 
Unter den Kooperationspartnern ist die Gruppe fFuriosi, die sich.iu den sogenannten 
,.lnterventionistischen Linken {ll)" bekennen. 

PmlM!Jd: 
€2000 



UNK$ EXTREMISMUS 

IV. Oberblick mit Strukturdaten zu 
Beobachtungsobjekten 

1. "lnterventfonistfsche Unke" (JL) 

GrOndung: 

Mitglieder/Anhänger in 
Deutschland: 

Ende 2005 

800 (2015: 700} 
in 30 Ortsg-ruppen 

�"" " '�------ �-,----·-·"·-�-,---,····--"·---···" -· 
Publikationen/Medien: f ..Arranca!", halbjährlich, Auflage: 

1 1.500, sowie verschiedene, aktions­
J abhängig unregelmäßig erschei-
1 nende Publikationen 
l 

, ________ _ ...._ ___________ _ 
Die .Jnterventionlstische lin�e" (Il) wurde 2005 als bundesweites 
Netzwerk mit dem Ziel einer verbindlichen ,.Organisierung" auto­
nomer Gruppierungen und Aktivisten gegründet Mit "der Veröf­

fentlichung des ,.Zwischenstandspapiers" im Oktober 2014 Wurde 
diese Phase abge5.chlossen und die IL zu einer bundesweiten 

Organisation umformiert. Statt wie bisher nur anlassbezogen unter 
einem gemeinsamen IL-Label zu agieren, soll mit GrOndung von 

einheitlich benannten Ortsgruppen deren lokales Handeln nun als 
Handeln der IL wahrgenommen werden. 
Die IL bemOht sich in' Bündnissen und Initiativen um eine kampa­
gnenorientierte Zusammenführung linksextremistischer Akteure 
unterschiedlicher Ideologischer Prägung zugunsten einer erhöhten 
Handlungsfähigkeit sowohl in Deutschland als auch in interna� 

tionalen Kampagnen und NetZwerken. Die IL fungieFt dabei als 
Scharnier zwischen militanten Gruppierungen· und nichtgewaltori· 

entierten Linksextremisten beziehungsweise nichtextremistischen 
Gruppen und Initiativen. Die Einstellung zur Gewalt ist taktisch 
geprägt. sie wird nicht grundsätzlich abgelehnt. Da die Il auf die 
Überwindung des ,.Kapitalismus" mittels eines revolutionären 

Umsturzes zielt, bildet der "Antikapitali$mus· einen ideologischen 

Schwerpunkt. 



Rlbfr,."en 
Von: 
Gel endet: 
An: 
Ce 

Anlagen: 

Lieber Herr Freitag. 

Röber, Steffen 
Montag, 27. November 2017 17:12 
Fr�itag, Mirtc:o 
Böhm, Bernhard - AL D -; Mlrow, Dirk; Bunke, Susanne; Bezjak, Garonne; 
Roth, Lutz - Pers Ref Kelber �; BOttner, Laura 
BfDT: Abstimmung Ober Presltrlger des Aktiv Wettbewerbs 2018, hier. 
Projekte deren Kooperationspartner EIWähnung im 
Verfassungsschutzbericht finden 
2017-ll-27 Preisträgervorschläge mit Kooperation ILpdf 

wie von Ihnen sewOnscht und soeben telefonisch erörtert, teile ich Ihnen bezosen auf die Projekte, bei denen eine 
.,Beobachtung• des Bundesverfassungsschutzes im Raum stand, noch Ergebnisse der Abstimmung zum Aktiv­
Wettbewerb mit. 

Im Vorfeld war durch BMI mündlich kommuniziert worden, d�ss ein Projekt als Preisträgerwesen einer 
.,Beobachtungn durch den. Verfassungsschutz problematisch sei. 

ln der heutisen Sitzuns berichtete Fferr Or. Lubinski, dass es zwei vorgeschlagene Preisträgerprojekte betreffe (siehe 
Anlagen). Bei dem Projekt 110ttenes.NeuköllnH sei die .lnterventlonfstlsche Unke (ll)" Kooperationspartner. Bei dem 
Projekt .,Edelwelßpfratenfestival" bekenne sich ein Kooperationspartner zur IL. Die IL finde •Erwähnung• im 
Verfassungsschutzbericht. 

· 
(https:{!www.verfasSun&S$Chutz.de/de&effentl!chg!tsarbe!t[publiklt!onen/verfassu!185schutzberlcbtelvsbericht· 
�siehe dort bspw. s. 119 f.). 

Der Projektvorschiag wurde ln der Folge kontroveB diskutiert. Oer tatsächtrche Einfluss der fl, als einer von 
mehreren Köoperatfonspartnem, wurde von denjenigen als gering gesehen, die eine Preisträgerschaft 
befürworteten. ln der folgenden Abstimmung wurde das ;,Edelwelßplratenfestfval" als Preisträger angenommen, 
kurioserweise "Offenes Neukölln" hlngqen nicht. Dem trat nochma rgumentatlv 
entgegen. 

Der gewlhlte Abstimmungsmodus machte es jedoch rnöslfch, dis als .2.00D-Euro-Prelsträser" abselehnte .�ne 
Neukölln" nochmals für die Uste als ,.3.000..Euro·Empfänger" vorzuschlagen. Durch das geänderte 
Abstimmungsverhalten vo ... nebst übertragener Stimme -führte dies jetzt �ur Annahme des 
Projekts • 
••••••• kritisierte an der Annahme slnncemä8, dass man hiermit ssf. rechtswidrige öffentliche 
Zuwendungen machen würde. Herr Or. Lublnsld kündigte eine Prüfuns durch BMI an, ob dte Zuwendung/das 
Preisgeld af. mit einer Auflage zu verknüpfen sei. Hieran wurde von Selten j 

· 
I die Rolle des 

Belrats auf'leworfen, (sinnsemäß) ob dieses lediglich den Gr0ndung$ressorts zuarbeite oder die Entscheidungen 
selbstbestimmt treffe. Ich zeigte auf, dass der Beschluss des Belrats gelte, Prüfungsma�stab allenfalls die 
Rechtswidrigkelt sei. 

Im Belrat bestand ln der Folge einigermaßen Konsens, dass durch BMI die vqrgeschlagene Prüfung durchjeführt 
werde. Bilateral ist BMJV mit BMI so verblieben, dass die Prüfuns dort federführend lluft. Hinsichtlich unserer 
Teilnahme können wir uns noch verhalten (lediglich vorab zur Kenntnis oder Mitzeichnung). 

FOr Rückfragen stehe Ich ieme zur VerfOgung. 

VieleGrüße 
Steffen Röber 

1 
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I 
Bundesminisleriurn 

Herrn 

Stephan Steinlein 

Staatssekretäf 

Auswärtiges Amt 

Werderscher Markt 1 
10117 Berlin 

Frau 

Dr. Christlane Wirtz 
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Herrn 
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Herrn 
Dr. Ralf Kleindiek 
Staatssekretär 
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und Jugend 
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10117 Berlin 

Herrn 

Lutz Stroppe 

.Staatssekretär 
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10117 Berlin 

Herrn 

Michael Odenwald 

Staatssekretär 
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10115 Berlin 

Herrn 

Gunther Adler 
Staatssekretär 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau 
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10117 Berlin 
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Frau 
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Herrn 
Dr. Friedrich KitscheU 
Staatssekretär 

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

EntWicklung 

Sfresemannstraße 94 
10963 Berlin 

Frau 
Prof. Monika GrOtters 

Staatsministerin bei der Bundeskanzlerin 
Beauftragte der Bundesregierung 

für Kultur und Medien 

Willy-Brandt�Straße 1 
10557 Berlin 

Frau 
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nachrichllich: 

Herrn 

Klaus-Dieter Fritsche 

Staatssekretär 
Beauftragter für die Nachrichtendienste des Bundes 

Bundeskanzleramt 

Willy-Brandt-Straße 1 
10557 Berlin 

Herrn 

Dr. Hans-Georg Maaßen 

Präsident 
Bundesamtes für Verfassungsschutz 
Mariansfraße 100 
50765 Köln 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 

die Innere Sicherheit steht Herausforderungen dureil extremistische und terroristische 

Organisationen gegenüber, denen nur mit einer Strategie ganzheitlicher Bekämpfung 

wirksam entgegengewirkt werden kann. 

Eine solche Strategie schließt über die Instrumentarien der Strafverfolgung . des 
Verfassungsschutzes. des Vereins- und des Ausländerrechts hinaus aucl1 jene 

Bereiche staatlichen Handeins ein, die sich in · der Gewährung materieller und 
immaterieller Leistungen konkretisieren. 

Erfahrungen zeigen. dass es auch Gruppierungen und Einzelpersonen, die aus 

GrOnden des Staats- und Verfassungsschutzes auffällig geworden sind, gelingt, in den 

Genuss solcher staatlicher Leistungen zu gelangen. 

I. 
Anwendungsbereich 

Das Ziel, eine missbräuchliche Inanspruchnahme staatlicher Leistungen zu verhindern, 

richtet sich gleichermaßen gegen Organisationen mil rechts-, links-. 
ausländerextremistischem oder islamistischem Hintergrund. 
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Die Inanspruchnahme staatlicher Leistungen geschi�ht in der Regel durch 

a) Förderungsprogramme mit jugend -. bildungs-. entwicklungs-. umwelt- oder 
integrationspolitischer Z ielsetzung sowie im Rahmen staatlich geförderter 
Initiativen zur Extremismusprävention. 

b) Unterstützung privater Organisationen mil Sachieistungen. 

c} Auszeichnung von Gruppierungen und Initiativen aus den unter a) genannten 

Spektren . 
d) Werbung mit anerkannter Gemeinntitzigkeit und Ausstellung steuerabzugsfähiger 

Spendenquittungen. 

Eine immaterielle Förderung extremistischer Gruppen liegt zudem in deren Mitwirkung 

an Veranstaltungen, an denen Oberste Bundesbehörden oder ihre Geschäftsbereiche 

beteiligt sind {z. B. lnitiierung I Organisation der Veranstaltung oder aktive Teilnahme 

von Ressort-Vertretern auf Podien oder in Diskussionsforen). Extremisten· nutzen 

solche Veranstaltungen · z. T. gezielt. um mittels einer für die Öffenlfichkeit 

wahrnehmbaren Nähe zu Bundesbehörden den Anschein staatlicher Akzeptanz zu 
erwecken. 

n. 
Verfahren 

Um die missbräuchliche Inanspruchnahme staatlicher Leislungen noch effektiver als 
bisher auszuschließen. bietet das Bundesministerium des lnnem an, das Bundesami 
für Verfassungsschutz früh�eilig in die Prüfung einzubeziehen. 
Grundlage für diese Einbeziehung ist§ 19 Absatz 1 BVerfSchG. 
Oie Entscheidungskompetenz der Ressorts bleibt hiervon jedoch ausdrücklich 
unberührt. 

Mit dem Bundesamt für Verfassungsschutz ist rolgendes Verfahren festgelegt worden: 

(1) Die Ressorts schöpfen zunächst die ihnen zugänglichen Erkenntnismögli�hkeiten. 

z. 8. die jährlichen Verfassungsschutzberichte des Bundes und der Länder. aus. 
Diese Berich te stehen insgesamt unter www.verfassungsschutz.de zur VerfüglJng. 

Das Bundesministerium des lnnern geht dabei davon aus. dass die R�ssqrts 
Anfragen nur zu solchen Organisationen. Personen und. Veranstaltungen stellen, 
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die unbekannt sind (z. 8. weil sie bislang noch nicht in Ersche inung getrelen sind}. 

oder deren Unbedenklichkeit sich nicht aus dem jeweiligen Kontext erschließt. 

Soweit hiernach eine Klärung nicht möglich ist, richten die Ressorts ihre Anfragen 

zu möglichen vetfassungsschulzrelevanten Erkenntnissen über Organisat ionen . 
Personen und V�ranstaltungE:m. die bei den unter I. beschriebenen Anlässen in 
Erscheinung treten. unmittelbar an . das Bundesamt für Verfassungsschutz 

(1A7@bfv.buqd.de) und nachrichtlich an das BMI (oesii2ag@bmi.bund.de) · vg l . 
§ 26 Abs. 1 GGO -. 

Soweit die Ressorts. z. 8. im Rahmen der Projektförderung. nur mit 
Dachverbänden kooperieren , die ihrerseits rechtlich selbständige Unterstrukturen 
mir der konkreten Projektarbeit beauftragen, sind dem SN valide Aussagen nur 
möglich, wenn auc11 diese Unterstrukturen mit Organisationsnamen und 
Anschriften benannt werden. 

(2) Das Bundesamt für Veriassungsschutz beschränkt sich im Regelfall auf die 

Aussagen ,. Verfassungsschutzrelevante Erkenntnisse w . . . liegen vor'' bzw . ..  Es 
liegen keine Erkenntnisse vot'. 

Diese Beantwortung durch das BN isl bewusst knapp gehalten. 

Zum einen ist davon auszugehen, dass Anfrflgen im Regelfall bereits mit dem 

Erge.bnis einer Relevanzprüfung sachgerech t beantwortet werden können. 

Zum anderen muss die Beantwortung durch das BN d en Maßgaben des 

BVerfSchG genügen (Schutz personenbezogener Daten · und 

naChrichtendienstlicher Zugänge). 

Die Antwort .. Verfassungsschulzrelevaote cl"kenntr�isse w .. .  liegen vor" bedeutet. 
dass aus Gründen des Schutzes der verfassungsmäßigen Ordnung Maßnahmen 

(vgl. 1.) unter Einbindung der angefragten Organisa tionen I Personen nicht 
angezeigt sind. 

(3) Das Bundesamt für Verfassungsschutz leitet den anfragenden 

Organisationseinheilen der Ressorts seine Antwort unmittelbar zu (nachrichtlich 

BMI). 

(4) Wegen einer im Einzelfall notwendigen , über die Antwort zu {2} hinausgehenden 

Präzisierung vorhandener verfassungsschutzrelevanter Erkenntnisse wenden sich 

die Ressorts unmittelbar an BMI (oesii2ag@bmi.bund.de). 
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Der unmittelbare Kontakt der Ressorts mit dem BMI sollte sich auf Sachverhalte 

konzentrieren, die über Standardantworten hinaus eine vertiefte Analyse 

vorhandener Erkenntnisse erfordern, weil nur so eine auf den Einzelfall abgesteUte 

· Entscheidung möglich ist. Das BMI wird in diesen Fällen· Ober das BN alle 

relevanten Erkenntnisse des Verfassungsschutzverbundes beiziehen . und aur 
dieser Grundlage die Ressorts beraten. Auch diese Beratung des BMI berührt die 

Entscheidungskompetenz der Ressorts nicht. 

(5) Soweit Ressorts aus anderem Anlass über unmittelbare Kontakte zu 
Landesverfas

.
sungsschutzbehörden verfügen. bittet das Bundesministerium des 

lnoern, hiervon im Sachzusammenhang keinen Gebrauch zu machen. Eine 

einheitlichen Maßstäben genügende Auskunft der Verfassungsschutzbehörden ist 

nur dann sichergestelll . v;enn der Verfassungsschutzverbund unter Einschaltung 

des Bundesamtes für Verfassungsschutz als Zentralstelle mit den Anfragen 

befasst wird. 

Die Gewährung von Vorteilen an Organisationen und Personen, zu denen 

verrassungsschutzrelevante Erkenntnisse vorliegen, steht im Widerspruch zu einer 
Strategie der ganzheilliehen Bekämpfung von Extremismus und Tenorismus. Sie steht 

nicht im Einklang mit der auf die Stärkung der Inneren Sieherheil und des 

gesellschaftlichen Zusammenhalts gerichteten Polit!k der Bundesregierung . . 

Das Bundesministerium des lnnero lädt deshalb dazu ein. das mit diesem 

Rundschreiben verbundene Angebot in Ihren Häusern und Geschäflsbereichen 

ausgiebig zu nutzen. 

Dieses Rundschreiben ersetzt das Rundschreiben des BMI vom 04. März 2004 • P II 3 
. 618 060-1/17. 

Mit freundlichen GrOßen 

,/ . 

c�t-,_ ,\;1 




